
7^

!K,.-^'

z9-1 'c\,^v'' /" .^^

.31.9,//• -^.^ ).^

uueiaiui napiiai

Stadt Marlow
Land Mecklenburg - Vorpommern

1. Änderung und Teilaufhebung
des Bebauungsplans Nr. 3 „Feriendorf"

südlich der Ortslage Marlow, nordöstlich des Vogelparks
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1 PLANUNGSANLASS

1.1 Ziel und Zweck der Planung/Grundzüge

Der Bebauungsplan Nr. 3 „Feriendorf" der Stadt Marlow ist seit dem 16.12.1995 rechtskräf-
tig. Mit der Planung des Feriendorfes im Jahre 1995 sollte ein Beitrag zur Entwicklung des
Fremdenverkehrs in einem strukturschwachen Raum geleistet werden. Das Plangebiet um-
fasst eine Größe von 38 ha, davon 11,2 ha Baugebiete. Im Bebauungsplan sind Ferienhaus-
gebiete (§ 10 BauNVO), ein sonstiges Sondergebiet „Fremdenbeherbergung" (§ 11 BauN-
VO) und ein Dorfgebiet (§ 5 BauNVO) festgesetzt.

Mit dem sonstigen Sondergebiet „Fremdenbeherbergung" (0,6 ha) sollte die ehemalige Stati-
on Junger Naturforscher zukünftig als Schullandheim genutzt werden.

Die bestehende Siedlung Marlow Ausbau wurde mit der Festsetzung des Dorfgebietes (0,5
ha) berücksichtigt.

Damit stehen im Geltungsbereich des Bebauungsplans ca. 10,1 ha Baugebietsflächen für
eine Ferienhausbebauung zur Verfügung. Dieses Flächenangebot konnte bis heute nur zum
Teil genutzt werden. Lediglich einige Teilflächen der festgesetzten Ferienhausgebiete SO FH
2,3 und 4 sowie das Ferienhausgebiet SO FH 8 sind bereits mit Ferienhäusern bebaut wor-
den. Die übrigen Baugebietsflächen sind baulich nicht genutzt und auch noch nicht erschlos-
sen.

Die derzeitige städtebauliche Situation ist unbefriedigend, da die vorhandene Bebauung ört-
lich isoliert von der nördlich gelegenen Ortslage wirkt. Die bereits hergestellten Erschlie-
ßungsanlagen werden nur zum Teil genutzt, weil nur eine punktuelle Bebauung stattgefun-
den hat. Der vorausgeschätzte Bedarf von 800 Betten ist in dieser Größenordnung, trotz der
naturräumlich attraktiven Lage des Plangebietes, nicht eingetreten. Stattdessen ist die Nach-
frage nach Baugrundstücken für die Errichtung von Einfamilienhäusern in letzter Zeit deutlich
gestiegen. Es ist nahe liegend, das bisher nicht genutzte Baurecht innerhalb des Bebau-
ungsplans Nr. 3 hierfür zu nutzen.

Wichtiges kommunalpolitisches Ziel ist die Sicherung des Grundschulstandortes in der Stadt.
Hierfür müssen alle Anstrengungen unternommen werden, um die ansässige Bevölkerung im
Ort zu hatten und auch Neuansiedlungen zu ermöglichen. So beabsichtigt eine Hausbaufir-
ma, Mitarbeiter nach Marlow zu holen. Dies wird ausdrücklich durch die Stadt unterstützt.
Aufgrund der Nähe zum Firmensitz und der attraktiven naturräumlichen Lage, bietet der B-
Plan Nr. 3 nahezu ideale Voraussetzungen für die zukünftige Ansiectlung von Mitarbeitern.

Weiterhin werden derzeitig Anstrengungen unternommen, um der Bundeswehr attraktive
Ansiedlungsangebote zu unterbreiten. Auch hier bietet der B-Plan Nr. 3 als qualitativ anspre-
chender Standort die besten Voraussetzungen für künftige Ansiedlungen.

Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen besteht ein dringendes städtisches Interesse an
der Umnutzung einer Teilfläche des B-Plans Nr. 3 „Feriendorf" zum dauerhaften Wohnen.

Aus diesem Grunde soll das nördliche Teilgebiet des Bebauungsplans, bestehend aus den
Ferienhausgebieten SO FH 1 bis 5 in ein allgemeines Wohngebiet geändert werden. Die
übrigen Sondergebiete stehen weiterhin für eine Ferienhausbebauung zur Verfügung.
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AnlassderTeilaufhebynfl
Im Rahmen der Planungstätigkeiten zur 1. Änderung des B-Plans Nr. 3 ist festgestellt wor-
den, dass der Lärmschutzwall nicht nach den Festsetzungen des ursprünglichen Bebau-
ungsplans gebaut wurde. Zum Teil treten Differenzen von bis zu 15 m zur eigentlichen Lage
auf. Die ursprünglich für den Lärmschutzwall festgesetzten Flächen sind zum Teil an private
Eigentümer veräußert worden. Das betrifft d je Flurstücke 10/1, 12/1, 13/2 und 14/1 der Flur 2
Marlow, im Nordosten des Gebietes. Die Beibehaltung der ursprünglichen Festsetzungen
würde ein Verschieben des Walls, verbunden mit zusätzlichem Grunderwerb zur Folge ha-
ben. Aus diesem Grunde sollen die Festsetzungen auf den o.g. Flurstücken aufgehoben und
die jetzige Lage des Lärmschutzwalls beibehalten werden.

Im Nordwesten des Plangebietes greift der rechtskräftige Bebauungsplan in ein bebautes
Privatgrundstück ein und setzt eine öffentliche Grünfläche zum Anpflanzen von Bäumen und
Sträuchern fest. Es handelt sich um das Flurstück 165/1 der Flur 6 Marlow, im Nordwesten
des Gebietes. Die festgesetzten Anpflanzungen dienen dem Ausgleich der Eingriffsfolgen
durch den Bebauungsplan. Um diese Planungsziel verwirklichen zu können wäre ebenfalls
zusätzlicher Grunderwerb und der Abbruch baulicher Anlagen notwendig. Da die unmittelbar
südlich angrenzenden Flächen der Stadt Marlow gehören, wird die festgesetzte Grünfläche
soweit nach Süden verschoben, dass sie innerhalb der städtischen Flächen liegt. Die Fest-
Satzungen auf dem Flurstück 165/1 werden aufgehoben.

Im Osten greift der Bebauungsplan in das Flurstück 86/2 der Flur 2 Marlow ein. Es handelt
sich hierbei um die Landesstraße L 181. Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist auf dem Flur-
stück 86/2 in einer Tiefe von ca. 5 m eine Grünfläche festgesetzt worden. Da für Landesstra-
ßen der Fachplanungsvorbehalt nach § 38 BauGB greift, werden die Festsetzungen für das
Flurstück 86/2 aufgehoben.

Die Notwendigkeit, der Teilaufhebung des Bebauungsplans wurde nach der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) und der Unterrichtung der Behörden (§ 4 Abs.
1 BauGB) erkannt. Fläche des Aufhebungsbereich war Gegenstand der frühzeitigen Beteili-
gung, jedoch mit dem ursprünglichen Inhalt des rechtskräftigen Plans. Es ist zweifelsfrei er-
kennbar, dass durch die Rücknahme des Geltungsbereichs und Teilaufhebung des Bebau-
ungsplans keine Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die Teilaufhebung berücksichtigt
lediglich die bereits vorhandenen Gegebenheiten. Die Landesstraße L 181 ist in Ihrem Be-
stand vorhanden. Die Rücknahme des Geltungsbereichs führt hier zu keinerlei Veränderun-
gen und damit auch zu keinen Umweltauswirkungen.

Durch die Aufhebung der ursprünglichen Festsetzung für den Lärmschutzwall im Nordosten
und die Fläche für Heckenpflanzungen im Nordwesten des Gebietes wird das zur Verfügung
stehende Baugebiet verkleinert. Es kommt zu geringeren Flächenversiegelungen als im ur-
sprünglichen Plan. Die geringfügige Verschiebung des Lärmschutzwalls ist im Hinblick auf
die zu erwartenden Umweltauswirkungen völlig unbedeutend. Auch die Verkleinerung des
Geltungsbereichs im Nordwesten um wenige m2 führt zu keinen Umweltauswirkungen, da die
Heckenpflanzung lediglich um wenige Meter verschoben wird. Aus diesem Grunde ist von
einer Umweltprüfung für den aufzuhebenden Teilbereich abgesehen worden.

1.2 Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Gebiet der 1. Änderung und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 3 befindet sich im
Norden des rechtskräftigen Bebauungsplans und umfasst die Ferienhausgebiete SO FH 1
bis SO FH 5.

Der räumliche Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 4,7 ha.

Im nachfolgenden Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan ist der Geitungsbe-
reich der 1. Änderung und Teilaufhebung dargestellt.
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Geltungsbereich der
1. Änderung und Teilaufhe-
bung des Bebauungsplans

betroffene Flurstücke:
vollständig:
Flur 2 Gemarkung Marlow, Flurstücke 2/2, 2/3, 2/4, 2/5, 2/7, 2/8, 8/8, 8/9, 8/10, 8/11, 8/12,
8/13, 8/14, 8/15, 8/16, 8/17, 8/18, 8/19, 8/20, 8/23, 8/24, 8/25, 8/26, 8/27, 8/29, 8/30, 10/2,
11/2, 11/5, 11/6, 11/7, 11/8, 11/9, 11/10, 11/11, 11/12, 12/3, 12/18, 12/19, 12/20, 13/18

teilweise:
Flur 2 Gemarkung Marlow, Flurstücke 2/10, 4/4, 8/6, 8/22, 10/1, 11/4, 12/1, 12/21, 13/2,
13/19, 14/1, 14/11, 15/3,86/2
Flur 6 Gemarkung Marlow, Flurstück 165/1

1.3 Bisheriger Verfahrensablauf

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss der Stadtvertretung vom
28.09.2005 eingeleitet. Der Aufstellungsbeschluss ist im amtlichen Bekanntmachungsblatt
„Marlow Kurier" vom 03.04.2006 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in Form einer
Bereitstellung der Planunterlagen zu jedermans Einsichtnahme in der Stadtverwaltung
Marlow in der Zeit vom 11.04.2006 bis zum 10.05.2006.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
28.06.2006 nach § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf den
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert.
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Stadt Marlow- 1. Änderung und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr.3 „Feriendorf" - Begründung

Am 19.09.2006 hat die Stadtvertretung die Ergebnisse der Beteiligung nach den §§ 3(1) und
4(1) BauGB geprüft und in die Abwägung eingestellt. Gleichzeitig ist der Entwurf der 1. Än-
derung und Teilaufhebung des Bebauungsplans gebilligt und zur öffentlichen Auslegung be-
stimmt worden. Die öffentliche Auslegung des Planentwurfs mit der Begründung und den
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen erfolgt in der Zeit vom 16.10.2006 bis zum
16.11.2006 in der Stadtverwaltung Marlow. Die öffentliche Auslegung ist mit Angaben dazu,
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind und mit dem Hinweis, dass
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass nicht
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben können, durch Abdruck im
amtlichen Bekanntmachungsblatt „Marlow-Kurier" am 06.10.2006 ortsüblich bekannt ge-
macht worden.

Am 13.12.2006 hat die Stadtvertretung Marlow den Satzungsbeschluss über die 1. Änderung
und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 1 gefasst.

2 PLANUNGSGRUNDLAGEN

2.1 Planungsrechtliche Grundlagen und Vorgaben übergeordneter Planungen

Grundlagen des Bebauungsplanes sind:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. l S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 21.06.2005
(BGBI.IS. 1818)

• Baunutzungsverordnunfl (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBI. l S. 132), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung
von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investi-
tionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 22.04.1993 (BGBI. t S. 466)

• Planzeichenverordnung 1990 (PlanzVQO) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 l S. 58)

• Landesbauordnuno Mecklenburfl-Vorpommern (LBauO M-V) vom 18. April 2006
(GVOBI.M-VS. 102)

Verbindliche Vorgaben übergeordneter Planungen sind:

Ziele der Raumordnunfl
Nach dem Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommem liegt die Stadt
Marlow in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus (Tourismusraum). In den Tourismusräumen
soll deren Eignung, Sicherung und Funktion für Tourismus und Erholung besonderes Ge-
wicht beigemessen werden. Dies ist bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Pla-
nungen, Maßnahmen und Vorhaben besonders zu berücksichtigen.

Durch die 1. Änderung und Teilaufhebung des Bebauungsplans wird die touristische Funkti-
on der Stadt Marlow nicht eingeschränkt. Zwar wird durch die Änderung des Bebauungs-
plans ein Teil eines Ferienhausgebietes in ein allgemeines Wohngebiet geändert, für den
Ferienaufenthalt von Erholungssuchenden verbleibt aber im rechtskräftigen Bebauungsplan
noch ein ausreichend großes Flächenangebot. Von den 10,1 ha Baugebietsfläche zur Errich-
tung von Ferienhäusern werden ca. 3,3 ha in ein allgemeines Wohngebiet geändert. Damit
verbleiben noch 6,8 ha reine Baugebietsfläche für eine Ferienhausbebauung.

Im Regionalen Raumordnungsprogramm Vorpommern ist die Stadt Marlow als ländlicher
Zentralort eingestuft. Den ländlichen Zentralorten kommt eine besondere Bedeutung zur
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in der dünnbesiedelten Region zu.
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Raumordnunosverfahren
Für den ursprünglichen Bebauungsplan ist im Jahre 1993 ein Raumordnungsverfahren
durchgeführt worden. Das Raumordnungsverfahren basierte auf einer Beherbergungskapazi-
tat von 800 Betten im Plangebiet. Durch die Änderung des Bebauungsplans wird die Beher-
bergungskapazität verringert, so dass kein erneutes Raumordnungsverfahren erforderlich
wird.

Flächennutzunflsplan
Parallel mit der Aufstellung der 1. Änderung und Teilaufhebung des Bebauungsplans wird
der Flächennutzungsplan der Stadt Marlow aufgestellt. Im Entwurf des Flächennutzungs-
plans ist für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans eine Wohnbaufläche
dargestellt, tm derzeitigen Planentwurf ist die Ausweisung von Wohnbauflächen neu über-
dacht und in einigen Bereichen zurückgenommen worden. Die aktuelle Planung verzichtet
auf extensive Erweiterung von Wohnbauflächen und basiert damit auf Verdichtung und Um-
nutzung bereits bebauter Flächen oder von Flächen für die bereits Baurecht besteht (B-Plan
Nr. 3, Feriendorf Marlow). Die Entwicklung wird stärker als bisher auf den Gemeindehauptort
Marlow gelenkt.

Eine Prüfung und Bilanzierung der Bebauungsmöglichkeiten in rechtskräftigen Bebauungs-
planen ist vorgenommen worden. Im Ergebnis der Prüfung kann festgestellt werden, dass für
derzeitig ca. 20 Baugrundstücke im Stadtgebiet Baurecht in rechtskräftigen Bebauungsplä-
nen für die Errichtung von Einfamilienhäusern besteht. Das betrifft sowohl die Bebauungs-
plane in Marlow als auch in den Ortsteilen Allerstorf/Tressentin, Bartelshagen l und Gresen-
hörst. Damit sind die bestehenden Plangebiete zu 80% bebaut. Auf die Fortführung der Pla-
nungen für das Wohngebiet „An der Mühle" an der Allersdorfer Chausse wird verzichtet.

Zusammen mit den im Änderungsbereich des B-Plans Nr. 3 vorgesehenen 35 Grundstücke
ergeben sich insgesamt 55 Baugrundstücke im Stadtgebiet von Marlow. Mit dieser Größen-
Ordnung könnte der vorhandene sowie der kurz- bzw. mittelfristig zu erwartende Wohnbedarf
abgedeckt werden.

2.2 Angaben zum Bestand

2.2.1 Städtebauliche Ausgangssituation und Umgebung

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Erschließungsstraßen sind nur zum Teil
hergestellt worden. Das betrifft insbesondere den Abschnitt zwischen den Ferienhausgebie-
ten SO FH 2 und SO FH 3 sowie die Weiterführung nach Süden. Die nördlichen Abschnitte
der geplanten Erschließungsstraßen sind noch nicht hergestellt worden.

Entlang der im Geltungsbereich der 1. Änderung und Teilaufhebung gelegenen Erschlie-
ßungsstraßen sind nur vereinzelt Ferienhäuser errichtet worden. Weite Straßenabschnitte
sind noch unbebaut.

Der zur Landesstraße L 181 festgesetzte Lärmschutzwall ist bereits hergestellt worden.

Nördlich des Plangebietes verläuft eine militärische Richtfunkstrecke, die in einer Breite von
je 100 m beiderseits der Richtfunkachse von Hindernissen wie Z.B. höhere Bauwerke, Mas-
ten u.a. freizuhalten ist. Nach den vorliegenden Unterlagen greift der 100 m Bereich nicht
oder nur geringfügig in das Plangebiet ein. Eine Beeinträchtigung der Richtfunkstrecke kann,
aufgrund der geringen Bauhöhen, ausgeschlossen werden.
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2.2.2 Nutzung und Bebauung

Die im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans errichteten Gebäude werden
entsprechend den Festsetzungen als Ferienhäuser genutzt.

2.2.3 Soziale, verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur

Soziale Infrastruktur ist im Plangebiet nicht vorhanden und nach den Festsetzungen des
rechtskräftigen Bebauungsplans auch nicht zulässig.

Die verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur ist nur soweit vorhanden wie sie für die
Ver- und Entsorgung der vorhandenen Ferienhäuser erforderlich ist. Der gesamte Bereich
nördlich des Ferienhausgebietes SO FH 3 ist noch nicht erschlossen.

2.2.4 Eigentumsverhältnisse

Die Grundstücke im Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplans befinden sich im Eigen-
turn der Stadt Marlow. Die Grundstücke im Bereich der Teilaufhebung des Bebauungsplans
befinden sich in Privathand bzw. sind Eigentum des Landes Mecklenburg-Vorpommern.

3 PLANUNGSINHALTE

3.1 Art der baulichen Nutzung

Die Baugebiete innerhalb des Geltungsbereichs der 1. Änderung des Bebauungsplans sind
als allgemeine Wohngebiete (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt worden.

In den allgemeinen Wohngebieten sind zulässig:
- Wohngebäude,
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie

nicht störende Handwerksbetriebe
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
- kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes

ausnahmsweise können zugelassen werden:
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden nicht Bestandteil des
Bebauungsplans

Abweichend von § 4 Abs. 2 und 3 BauNVO werden Betriebe des Beherbergungsgewerbes
im Bebauungsplan allgemein zugelassen.

Nach § 4 BauNVO sind in allgemeinen Wohngebieten Betriebe des Beherbergungsgewerbes
nur ausnahmsweise zulässig. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO kann im Bebauungsplan fest-
gesetzt werden, dass alle oder einzelne Ausnahmen in dem Baugebiet allgemein zulässig
sind, wenn die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt ist. Zu den Betrieben
des Beherbergungsgewerbes zählen auch solche Betriebe, deren Leistung sich im Wesentli-
chen auf die Uberlassung der gemieteten Räume beschränkt. Hierzu zählen auch Ferienap-
partements und -Wohnungen. Damit soll sichergestellt werden, dass die bereits errichteten
Ferienhäuser auch nach der Planänderung noch allgemein zulässig sind.

Um eine missbräuchliche Ausnutzung des Baurechts zugunsten größerer Hotels zu vermei-
den und die allgemeine Zweckbestimmung des WA Gebietes zu wahren, ist die allgemeine
Zulässigkeit auf kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes beschränkt worden (§ 1 Abs. 9
BauNVO).
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Stadt Marlow-1. Änderung und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr.3 „Feriendorf" - Begründung

Die Rechtfertigung für diese Festsetzung ergibt sich aus der besonderen städtebaulichen
Situation. Mit der 1. Änderung wird ein Gebiet überplant, welches schon zum Teil mit Ferien-
häusern bebaut ist. Das vorhandene Baurecht soll zugunsten der Errichtung von Wohnge-
bäuden ausgedehnt werden. Damit kann vermieden werden, dass für die Errichtung von Ein-
familienhäusern zusätzliche, noch nicht überplante Flächen, herangezogen werden. Gleich-
zeitig sollen die vorhandenen Ferienhäuser auch nach der Planänderung noch allgemein
zulässig sein. Alternative Festsetzungsmöglichkeiten sind geprüft worden, scheiden aber aus
den unterschiedlichen Gründen aus.

Alternative 1: Die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes für Wohn- und Ferienhäuser
(§ 11 BauNVO)

Nach § 11 BauNVO können solche Gebiete festgesetzt werden, die sich von den typisierten
Baugebieten der BauNVO wesentlich unterscheiden. Die Anwendung des § 11 BauNVO
setzt voraus, dass das festgesetzte Gebiet auf einen bestimmten gemeinsamen Zweck aus-
gerichtet ist, der eine organisatorische Zusammenfassung bedingt oder nahe legt. In § 11
Abs. 2 BauNVO sind hierzu einige Gebiete beispielhaft aufgezählt worden wie Hochschulge-
biete, Ladengebiete, Klinkgebiete u.s.w. Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall nicht
gegeben. Auch würde sich ein sonstiges Sondergebiet für Wohn- und Ferienhäuser nicht
wesentlich von einem allgemeinen Wohngebiet unterscheiden, in dem Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes allgemein zulässig sind. Daraus folgt, dass die Anwendung des § 11
BauNVO für die geplante Änderung unzulässig ist.

Alternative 2: Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes mit Fremdkörperfestsetzung
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 10 BauNVO)

Nach § 1 Abs. 10 BauNVO kann festgesetzt werden, dass Erweiterungen, Änderungen, Nut-
zungsänderungen und Erneuerungen von bestehenden Anlagen, die nach den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans unzulässig sind, allgemein zulässig sind oder ausnahmsweise zu-
gelassen werden können. Damit würden die bestehenden Ferienhäuser einen erweiterten
Bestandsschutz erhalten. Voraussetzung ist aber, dass es sich um ein überwiegend bebau-
tes Gebiet handelt. Derzeitig ist aber nur ein kleiner Teilbereich der zu ändernden Fläche
tatsächlich bebaut, so dass die Anwendungsvoraussetzungen hierfür nicht gegeben sind.

Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden entgegen § 4 Abs. 3
Nr. 4 und 5 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

Unter die Anlagen für Verwaltungen fallen alle Nutzungen im Zusammenhang mit verwalten-
der Tätigkeit, soweit das „Verwalten" einem erkennbaren selbstständigen Zweck dient. Zu
diesen Anlagen zählen Gebäude und Einrichtungen der öffentlichen Hand, von Energiever-
sorgungsunternehmen oder Verkehrsunternehmen. Anlagen für Verwaltungen sind ausge-
schlössen worden, weil mit Ihnen oftmals ein hohes Besucheraufkommen verbunden ist,
welches Störungen im Plangebiet hervorrufen kann. Die im Gebiet vorhandene Verwaltung
der Ferienhäuser ist dem Gewerbebetrieb zugeordnet und dient somit keinem selbstständi-
gen Zweck. Sie fällt damit nicht unter die Ausschlussregelung.

Für Tankstellen und deren besondere Standortbedingungen ist das Plangebiet völlig unge-
eignet.

Gartenbaubetriebe benötigen für ihren Betrieb üblicherweise eine erhebliche Grundstücks-
große. Die Einordnung einer solchen Fläche im Plangebiet wäre sowohl unwirtschaftlich als
auch bezüglich der übrigen Bebauung städtebaulich unerwünscht.
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3.2 Sonstige Nutzungsarten von Flächen

Im Bebauungsplan sind Flächen festgesetzt worden, die von Bebauung freizuhalten sind (§ 9
Abs. 1 Nr. 10 BauGB). Es handelt sich hier um Sichtdreiecke an Straßeneinmündungen und
-Kreuzungen.

Sichtdreiecke sind von jeder sichtbehindernden Nutzung, Bepflanzung, Einfriedung oder
Aufschüttung ab einer Höhe von 0,70 m über der angrenzenden Verkehrsfläche freizuhalten.
Ausgenommen hiervon sind Bäume mit einem Kronenansatz oberhalb 2,50 m über der an-
grenzenden Verkehrsfläche.

3.3 Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ)
Bei Festsetzung des Maßes der Nutzung im Bebauungsplan ist stets die Grundflächenzahl
(GRZ) oder die Grundfläche der baulichen Anlagen (GR) festzusetzen. Nach § 17 BauNVO
darf in allgemeinen Wohngebieten eine GRZ von 0,4 nicht überschritten werden. Im Bebau-
ungsplan ist die GRZ von 0,2 aus dem Ursprungsplan beibehalten worden. Damit ist das
Höchstmaß nach BauNVO nicht ausgeschöpft worden. Für die Errichtung von Einfamilien-
häusern auf größeren Grundstücken ist eine GRZ von 0,2 ausreichend. Für Nebenanlagen,
Stellplätze und Garagen und deren Zufahrten sowie bauliche Anlagen unterhalb der Gelän-
deoberfläche wird eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche um 50% zugelassen.
Damit wird das Nutzungsmaß rechtskräftigen Bebauungsptans beibehalten. Es erfolgt
gleichzeitig eine Anpassung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung.

Geschossflächenzahl (GFZ)
Auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl ist gegenüber dem rechtskräftigen Bebau-
ungsplan verzichtet worden, da ohnehin nur ein Vollgeschoss zulässig ist. Die im ursprüngli-
chen Bebauungsplan festgesetzten Geschossflächenzahlen von 0,3 und 0,33 können auf-
grund der festgesetzten GRZ von 0,2 und des festgesetzten einen Vollgeschosses ohnehin
nicht erreicht werden.

Zahl der Vollcieschosse
Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans ist ein Vollgeschoss zulässig.
Diese Regelung ist aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan übernommen worden. Das
Dachgeschoss kann nach den Vorschriften der Landesbauordnung Mecklenburg - Vorpom-
mern zu Wohnzwecken ausgebaut werden, wenn hierbei kein Vollgeschoss entsteht. Das
wäre dann der Fall, wenn das Dachgeschoss über mindestens zwei Drittel seiner Grundflä-
ehe eine lichte Höhe von 2,30 m aufweist (§ 87 Abs. 2 LBauO M-V).

Trauf- und Firsthöhen
Im ursprünglichen Bebauungsplan sind Traufhöhen zwischen 3,20 m und 3,50 m und First-
höhen zwischen 7,00 m und 7,50 m festgesetzt worden. Als Bezugsebene wurde der Geh-
weg der angrenzenden Straße gewählt. Diese Festsetzungen haben sich beim Vollzug des
Bebauungsplans als ungeeignet erwiesen. Zum Einen sind keine gesonderten Gehwege
realisiert worden, zum Anderen ist auch die Bezugsebene Straße durch das hängige Gelän-
de ungeeignet. Für die bergseitigen Grundstücke wäre ein enormer Getändeabtrag notwen-
dig um die Festsetzungen einhalten zu können. Bei den hangseitigen Grundstücken sind bei
Ausschöpfung der hinteren Baugrenze zum Teil Firsthöhen von bis zu 9 m über Gelände
realisierbar. Die im SO FH 3 errichteten Ferienhäuser lassen vermuten, dass bereits von den
Festsetzungen des Bebauungsplans abgewichen wurde.

Eine Regelung im Bebauungsplan müsste baugebietsweise, zum Teil sogar abschnittsweise
unter Bezug auf HN-Höhen erfolgen. Diese Regelung wäre wiederum in den Abschnitten, in
denen die Erschließung gegen den Hang verläuft, nicht sinnvoll.
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Da im Bebauungsplan ein Vollgeschoss und eine maximale Dachneigung von 45° (mit Aus-
nähme von Mansarddächern) festgesetzt ist, kann auf eine detaillierte Festsetzung von
Trauf- und Firsthöhen verzichtet werden.

3.4 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

In der 1. Änderung des Bebauungsplans ist eine offene Bauweise festgesetzt worden. Da
neben Einzel- und Doppelhäusern nunmehr auch Hausgruppen zulässig sein sollen wird
durch die Festsetzung der offenen Bauweise sichergestellt, dass die maximale Gebäudelän-
ge nicht mehr als 50 m sein darf.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind mit Hilfe von Baugrenzen festgesetzt worden.
Die Festsetzung der Baugrenzen orientiert sich am rechtskräftigen Bebauungsplan.

3.5 Verkehrserschließung

Die Verkehrserschließung ist aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan übernommen worden.
Das Teilstück zwischen dem WA 2 und dem WA 4, von der Anbindung des Plangebietes bis
zum östlich gelegenen Knotenpunkt, ist bereits hergestellt worden.

Der öffentliche Bauraum hat eine Gesamtbreite von 5,50 m. Der befestigte Teil ist 3,50 m
breit. Beidseitig können Schutz- und Randstreifen in einer Breite von jeweils 1,0 m angeord-
net werden. Die Schutz- und Randstreifen können auch für Ausweichstellen und für die Un-
terbringung der Straßenbeleuchtung genutzt werden. Ggf. sollte Richtungsfahrverkehr ins
Auge gefasst werden.

Für die Unterbringung des öffentlichen Parkplatzbedarfs ist im Norden des Plangebietes ein
öffentlicher Parkplatz festgesetzt worden. Auf der festgesetzten Fläche können ca. 30 Stell-
flächen untergebracht werden. Bei einer vorgesehenen Anzahl von 35 Baugrundstücken
kann diese Größenordnung als ausreichend angesehen werden.

Für öffentliche Verkehrsflächen ist eine Genehmigung nach § 10 Straßen- und Wegegesetz
Mecklenburg-Vorpommern einzuholen.

Für die Belange der Abfallentsorgung ist im Süden des Plangebietes ein Wertstoffcontainer-
stellplatz festgesetzt worden (Fläche für die Abfallentsorgung). Hier ist durch bauliche Ges-
taltung aus Lärmschutzgründen eine Abschirmung zu den Baugebieten sicherzustellen.

3.6 Technische Infrastruktur

Wasserversomunc)

Die Wasserversorgung im Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplans kann durch An-
schluss an die öffentliche Wasserversorgung sichergestellt werden. Versorgungsträger ist
die Wasser- und Abwasser GmbH „Boddenland" Ribnitz-Damgarten.

Für das Plangebiet sind folgende Löschwassermengen, vorzugsweise über Oberflurhydran-
ten, sicherzustellen:

48 m3/h :harte Bedachungen (Umfassungen feuerbeständig oder feuerhemmend)
96 m3/h weiche Bedachungen (Umfassungen nicht feuerbeständig oder

nicht feuerhemmend)

Das Löschwasser soll für eine Löschzeit von zwei Stunden im Löschbereich zur Verfügung
stehen.
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Abwasserableitunfl
Die Abwasserableitung erfolgt durch Anschluss an die öffentliche Kanalisation der Stadt Mar-
low. Entsorgungsunternehmen ist die Wasser- und Abwasser GmbH „Boddenland" Ribnitz-
Damgarten.

Stromversomung
Die Stromversorgung kann über das öffentliche Stromnetz der E.ON edis AG sichergestellt
werden. DerAnschiuss an das Versorgungsnetz ist nach derzeitiger Einschätzung aus der
vorhandenen Transformatorenstation „Marlow Vogelpark" möglich. Für das Gebiet ist eine
niederspannungsseitige Versorgung aufzubauen.

Gasversorgunci

In den bereits erschlossenen Teilbereichen sind bereits Hoch- und Niederdruckgasleitungen,
Hausanschlüsse sowie mit der HDL mitverlegte Steuer- und Informationskabel vorhanden.
Eine Versorgung mit Erdgas ist also grundsätzlich möglich.
Beim Verlegen von Ver- oder Entsorgungsleitungen bzw. bei Bebauung oder Bepflanzung
sind die nach dem jeweils gültigen Regelwerk geforderten Mindestabstände/Schutzstreifen
einzuhalten. Eine Uberbauung von Gasleitungen mit Bitumen, Beton oder ähnlichem Materi-
ai, außer im direkten Kreuzungsbereich, ist unzulässig. Die Uberdeckung der Gasleitungen
darf nicht verändert werden.

Telekommunikation
Im Randbereich des Plangebietes befinden sich zahlreiche Telekommunikationsanlagen der
Deutschen Telekom AG. Grundsätzlich ist eine telekommunikationsseitige Versorgung des
Plangebietes, bei Erweiterung des vorhandenen Netzes, möglich.

3.7 Grünordnung / Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft

Die grünordnerischen Inhalte der 1. Änderung des Bebauungsplans wurden weitestgehend
aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan übernommen. Hierzu gehört die Eingrünung des
Plangebietes nach Norden, Osten und Westen durch eine dichte, mehrreihige Hecke sowie
die Festsetzung von zwei Kinderspielplätzen im Plangebiet.

Zum Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft sind im ursprünglichen Be-
bauungsplan bereits umfangreiche Flächen und Maßnahmen festgesetzt worden. Im Rah-
men der 1. Änderung und Teilaufhebung des Bebauungsplans ist nunmehr zu untersuchen,
inwieweit durch die neuen Festsetzungen eine zusätzliche Ausgleichspflicht begründet wird.
Bei der Betrachtung der Ausgleichspflicht ist der geltende Plan und der Änderungsplan ge-
genüberzustellen.

In diesem Sinne ist im Rahmen der Grünordnungsplanung eine Eingriffs- Ausgleichsbilanz
erarbeitet worden. Darin wurden die mit der 1. Änderung des Bebauungsplans möglichen
Eingriffe dem Ursprungsplan gegenübergestellt. Danach ergibt sich durch Änderung des Be-
bauungsplans ein Kompensationsbedarfvon 2.000 m2 Fläche für Heckenpflanzungen. Die im
Ursprungsplan festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchen im Süden
des Anderungsbereichs, ist nicht mehr für Anpflanzungen vorgesehen. Als Ersatz erfolgt eine
Heckenpflanzung außerhalb des Plangebietes auf den Flurstücken 266 und 263/8 der Flur 1
Gemarkung Marlow. Ein weiterer Ausgleichsbedarf wird durch die Planänderung nicht be-
gründet.

Maßnahmen jnnerhaib^de^^^^^^

Innerhalb des Plangebietes ist an der nordwestlichen Grenze eine 5 -10 m breite arten- und
strukturreiche Hecke zu pflanzen. Durch diese erfolgt gleichzeitig eine räumliche Abgrenzung
zur nördlich gelegenen Bebauung.
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Die Hecke ist im Wechsel der Arten nach dem Pflanzschema gemäß Grünordnungsplan zu
setzen und mindestens 10 Jahre vor Verbissschäden zu sichern. Die Hecke ist drei- bis
sechsreihig mit den im Bebauungsplan festgesetzten Arten auszuführen.

Maßnahmen außerhalb des Bebauunasplans

Die im Ursprungsplan festgesetzte Pflanzung von Bäumen und Sträuchem südlich des (jet-
zigen) Baugebietes WA 2 würde dazu führen, dass der Charakter der offenen Landschaft
verloren geht. Aus diesem Grunde ist die Fläche in die Änderung einbezogen und auf das
Pflanzgebot verzichtet worden. Stattdessen soll die geplante Hecke außerhalb des Plange-
bietes auf den Flurstücken 266 und 263/8 der Flur 1 Gemarkung Mariow, südwestlich der
Ortslage Marlow gepflanzt werden.
Es ist eine 10 m breite, sechsreihige Hecke anzulegen. Die Gesamtfläche beträgt 2.000 m2.
Die Pflanzung ist mit einem Wildschutzzaun einzuzäunen.

Durch die Maßnahmen außerhalb des Bebauungsplans können die sich aus der Andemng
des Bebauungsplans ergebenden Eingriffe in Natur und Landschaft vollständig ausgeglichen
werden. Zusätzlich sind die im Ursprungsplan festgesetzten Maßnahmen zu realisieren. Ei-
gentümerin der externen Ausgleichsfläche ist die Stadt Marlow. Die Sicherung der Fläche zu
Zwecken des Ausgleichs erfolgt durch Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienst-
barkeit zugunsten der unteren Naturschutzbehörde. Die externe Heckenpflanzung sollte be-
reits im Zuge der Erschließung des Gebietes realisiert werden. Vor Ausführung der geplan-
ten externen Ausgleichsmaßnahme ist das Vorhandensein von Dränsammlern im Pflanzbe-
reich zu erkunden. Falls diese angetroffen werden, sind ausschließlich Gehölze zu verwen-
den, deren Wurzelwerk ein Zerstören der Dränsysteme ausschließt.

Die Lage der externen Ausgleichsfläche zeigt nachfolgende Übersicht:

Übersichlskarte-Externer Ausgleich- M 1:20.000

•fr-"". ;^-Sl??S^^äK
Flurkartenauszug -Externer Ausgleich- unmaßstäblich

i l Externer Ausgleich |;
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3.8 Übernahme von Rechtsvorschriften

3.8.1 Örtliche Bauvorschriften/ Gestaltung

In den Bebauungsplan wurden zur Gestaltung des Ortsbildes - (§ 1 Abs. 5 Nr. 5 BauGB) fol-
gende Festsetzungen als örtliche Bauvorschriften auf Basis des § 86 Abs. 1 LBauO M-V
aufgenommen:

Grundstückseinfriedungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,0 m zulässig. Ohne diese Fest-
setzung wäre zu befürchten, dass möglicherweise hohe straßenbegleitende blickdichte Zäu-
ne oder Hecken errichtet werden, die bis zu einer Höhe von 2,0 m verfahrensfrei sind (§ 61
Abs. 1 Nr. 6 a LBauO M-V). Dies würde zu einer unerwünschten Gestaltung des öffentlichen
Straßenraumes führen.

Dächer über Wohngebäuden müssen symmetrische Neigungen von bis zu 45° zur Waage-
rechten haben. Abweichungen hiervon sind nur bei Mansarddächern zulässig. Da eine First-
höhe im Bebauungsplan nicht festgesetzt wurde kann mit der Beschränkung der Dachnei-
gung Einfluss auf die Höhenentwicklung der Gebäude genommen werden. Bei Mansarddä-
ehern ist die Beschränkung auf 45° nicht haltbar, weil die unteren Dachabschnitte regelmä-
ßig eine höhere Dachneigung aufweisen.

4 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

4.1 Umweltbericht

Der Umweltbericht liegt der Begründung als Anlage bei.

4.2 Sonstige Auswirkungen der Planung

Entschädigunc}
Bei Pianänderungen sind im Rahmen der Abwägung auch mögliche Entschädigungsforde-
rungen von Grundstückseigentümern zu betrachten. Hierunter fällt insbesondere der Ver-
trauensschaden (§ 39 BauGB) sowie der Schaden durch Änderung oder Aufhebung einer
zulässigen Nutzung (§ 42 BauGB).

Beim Vertrauensschaden (§ 39 BauGB) sind Aufwendungen zu entschädigen, die ein Eigen-
tümer oder sonstiger Nutzungsberechtigter im Vertrauen auf einen rechtswirksamen Bebau-
ungsplan im Zusammenhang mit der Vorbereitung der Verwirklichung von Nutzungsmöglich-
keiten getroffen hat, die nach Planänderung nicht mehr zulässig sind. Zu entschädigen ist
hier allerdings nur der Wertverlust dieser Aufwendungen soweit sie nicht anderweitig ver-
wendet werden können (z. B. Architekten- und Ingenieurhonorare für Planentwürfe, Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen, Vermessungen, Bodenuntersuchungen). Das Vertrauen ist
jedoch nicht mehr berechtigt, wenn erkennbar ist, dass der Bebauungsplan in absehbarer
Zeit geändert werden soll. Mit der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung der 1. Ande-
rung und Teilaufhebung des B-Plans Nr. 3 am 06.10.2006 ist für jedermann deutlich gewor-
den, dass der Plan geändert werden soll. Ein Vertrauensschaden kann nunmehr ausge-
schlössen werden.

Beim Schaden durch Änderung oder Aufhebung einer zulässigen Nutzung gilt § 42 Abs. 3
BauGB, da die 7 Jahresfrist nach Rechtskraft des Bebauungsplans bereits abgelaufen ist.
Danach kann ein Eigentümer nur noch eine Entschädigung für Eingriffe in die ausgeübte
Nutzung verlangen, wenn diese oder die sonstigen Möglichkeiten der wirtschaftlichen Ver-
wertung des Grundstücks, die sich aus der verwirklichten Nutzung ergeben, durch die Ände-
rung des Bebauungsplans unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert wird. Das betrifft
also nur noch die Grundstücke, auf denen bereits Ferienhäuser errichtet wurden.
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Da nach den Festsetzungen des geänderten Plans sichergestellt ist, dass die bereits errich-
teten Ferienhäuser auch weiterhin allgemein zulässig sind, können diese Vermögensnachtei-
le nicht eintreten.

Mit der Umsetzung der Planung wird die isolierte Lage der vorhandenen Ferienhäuser besei-
tigt und der Bebauungszusammenhang zur Ortslage Marlow hergestellt.

5 SCHWERPUNKTE DER ABWÄGUNG

Zahl der Vollfleschosse
Für Mansarddächer sollte ursprünglich eine Ausnahme von der Zahl der Vollgeschosse zu-
gelassen werden. Im Dachraum von Mansarddächern sollte entgegen dem ansonsten vor-
geschriebenen einen Vollgeschosses, ein zweites Vollgeschoss zugelassen werden. Die
Festsetzung scheitert an der derzeitigen Rechtsprechung, wonach eine solche Festsetzung
aufgrund des fehlenden Rechtsbezugs unzulässig ist. Aus diesem Grunde wird die Zulässig-
keit nur eines Vollgeschosses im gesamten Änderungsbereich beibehalten.

Grundflächenzahl
Mit dem Vorentwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans war eine Erhöhung der Grundflä-
chenzahl von 0,2 auf 0,3 vorgesehen. Hiermit sollte die Möglichkeit geschaffen werden, auch
auf kleineren Grundstücken Wohngebäude errichten zu können. Dadurch würde aber gleich-
zeitig eine dichtere Bebauung gegenüber dem rechtskräftigen Plan zugelassen werden.
Nach Abwägung mit anderen Belangen (höheres Ausgleichserfordernis, Ziele der Raumord-
nung) wird die jetzige GRZ von 0,2 beibehalten. Damit wird die ursprünglich geplante aufge-
lockerte Bebauung, die dem Standort eher angemessen ist, beibehalten.

Wertstoffcontainerstellplatz

Im Nordosten des Plangebietes war im Vorentwurf ein Wertstoffcontainerstellplatz festge-
setzt worden. Der dortige Standort hätte bedeutet, dass Entsorgungsfahrzeuge längere We-
ge innerhalb des Gebietes zurücklegen müssten. Der jetzige Standort im Eingangsbereich
des Gebietes ist daher günstiger, zumal alle Ferienhausnutzer beim Verlassen des Gebietes
ohnehin daran vorbeikommen. Aus diesem Grunde wird der Wertstoffcontainerstellplatz im
Südwesten des Gebietes nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt.

Bodendenkmale

Das Landesamt für Bodendenkmalpflege hat mitgeteilt, dass innerhalb des Geltungsbereichs
der 1. Änderung des Bebauungsplans das Vorhandensein von Bodendenkmalen ernsthaft
anzunehmen bzw. nahe liegend ist oder sich aufdrängt. Es wird gefordert, eine Untersu-
chung von qualifizierten Fachleuten zu veranlassen, die mit den allgemein anerkannten
Prüfmethoden vertraut sind. Anhand dieser Prüfmethoden (z.B. Begehungen, Sondagen,
geophysikalische Untersuchungen, Luftbilder) soll der Zustand, die Qualität und die exakte
Ausdehnung des vermuteten Bodendenkmals festgestellt werden.

Die Umweltprüfung wurde vom Gesetzgeber auf Zumutbarkeits- und Verhältnismäßigkeits-
gesichtspunkte eingeschränkt. Die Bestimmungen zum Umweltbericht erfordern solange
keine gesonderten Untersuchungen, wie nicht Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass derjewei-
lige öffentliche Belang erheblich beeinträchtigt wird.

Solange also keine konkreten Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sich im Plangebiet tat-
sachlich Bodendenkmale befinden, wären Sonderuntersuchungen unverhältnismäßig. Um
die Belange der Bodendenkmalpflege in angemessener Weise im Bebauungsptan zu be-
rücksichtigen, wird auf die Möglichkeit von Bodenfunden sowie auf § 11 DSchG M-V (Fund
von Denkmalen) hingewiesen. In der Begründung zum Bebauungsplan wird ebenfalls auf
mögliche Bodenfunde hingewiesen.
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raumordnerische Belange

Das Amt für Raumordnung hat darauf hingewiesen, dass der Flächendarstellung im Flä-
chennutzungsplan nur unter dem Vorbehalt zugestimmt wurde, dass die Wohnbauflächen
insgesamt deutlich reduziert werden. Im Flächennutzungsplan ist die Ausweisung von
Wohnbauflächen neu überdacht und in einigen Bereichen zurückgenommen worden. Die
aktuelle Planung verzichtet auf extensive Erweiterung von Wohnbauflächen und basiert da-
mit auf Verdichtung und Umnutzung bereits bebauter Flächen oder von Flächen für die be-
reits Baurecht besteht (B-Plan Nr. 3, Feriendorf Marlow). Die Entwicklung wird stärker als
bisher auf den Gemeindehauptort Marlow gelenkt.

Eine Prüfung und Bilanzierung der Bebauungsmöglichkeiten in rechtskräftigen Bebauungs-
planen ist vorgenommen worden. Im Ergebnis der Prüfung kann festgestellt werden, dass für
derzeitig ca. 20 Baugrundstücke im Stadtgebiet Baurecht in rechtskräftigen Bebauungsplä-
nen für die Errichtung von Einfamilienhäusern besteht. Das betrifft sowohl die Bebauungs-
plane in Marlow als auch in den Ortsteilen Allerstorf/Tressentin, Bartelshagen l und Gresen-
hörst. Damit sind die bestehenden Plangebiete zu 80% bebaut. Auf die Fortführung der Pla-
nungen für das Wohngebiet „An der Mühle" an der Allersdorfer Chausse wird verzichtet.

Durch die Verringerung der GRZ von 0,3 im Vorentwurf auf nunmehr 0,2 wird erreicht, dass
größere Baugrundstücke gebildet werden müssen, als ursprünglich vorgesehen. Nach den
jetzigen Parzellierungsvorstellungen sollen insgesamt 35 Grundstücke gebildet werden. Zu-
sammen mit den bereits vorhandenen Reserven ergeben sich insgesamt 55 Baugrundstücke
im Stadtgebiet von Marlow. Mit dieser Größenordnung könnte der vorhandene sowie der
kurz- bzw. mittelfristig zu erwartende Wohnbedarf abgedeckt werden.

Negative Auswirkungen auf Wirtschaft und Tourismus

Im Rahmen der Beteiligung nach § 3(1) BauGB wurden Befürchtungen vorgebracht, die B-
Plan Änderung würde sich durch den Wegfall von Beherbergungskapazitäten negativ auf die
wirtschaftliche und touristische Entwicklung der Stadt Marlow und die Region auswirken.
Befürchtet wird u.a. eine Verschlechterung der Vermarktung der verbliebenen Ferienhäuser.
Durch die Planänderung würde sich der Charakter der Ferienhaussiedlung ändern und der
Beliebtheitsgrad bei den Gästen würde abnehmen.

Die vorhandenen Ferienhäuser können auch nach Planänderung beworben und vermietet
werden. Für die Ferienhäuser gilt der aus dem Eigentumsrecht nach Art. 14 GG abgeleitete
Bestandsschutz von rechtmäßig errichtetet Anlagen gegenüber nachträglichen Rechtsände-
rungen. Zum Anderen ergibt sich die Zulässigkeit aus den Festsetzungen des geänderten
Bebauungsplans, wonach kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes allgemein zulässig
sind. Ob eine Verschlechterung der Vermarktung tatsächlich eintritt, kann derzeitig nur ge-
mutmaßt werden. Möglicherweise führt auch eine Weiterentwicklung des Gebietes zu einer
Attraktivitätssteigerung und damit zu einer Steigerung des Bekanntheitsgrades.

Mit der Änderung des Bebauungsplans wird die Art der baulichen Nutzung geändert; das
städtebauliche Grundkonzept sowie das Maß der baulichen Nutzung des ursprünglichen Be-
bauungsplans wird beibehalten. Mit einer zukünftigen Bebauung mit Einfamilienhäusern
bleibt die räumliche Struktur des Plangebietes unverändert. Auch die bauliche Ausnutzung
der Grundstücke wird mit einem Vollgeschoss und einer GRZ von 0,2 beibehalten. Das äu-
ßere Erscheinungsbild der vorhandenen Ferienhäuser ist dem von Wohngebäuden kaum zu
unterscheiden. Bei einer vollständigen Bebauung des Gebietes, so wie mit der ursprüngli-
chen Aufstellung des Bebauungsplans beabsichtigt, wird der Unterschied zwischen Ferien-
häusern und Wohngebäuden kaum sichtbar. Eine räumliche Trennung, so wie befürchtet, ist
nicht zu erwarten
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Ein Wegfall von Beherbergungskapazitäten mit den befürchteten negativen Folgen für die
Stadt Martow ist aus den eingangs geschilderten Sachverhalten durch die Änderung des
Bebauungsplans nicht zu erwarten. Bisher hat nur eine punktuelle Bebauung des Plangebie-
tes mit Ferienhäusern stattgefunden. Der vorausgeschätzte Bedarf von 800 Betten ist in die-
ser Größenordnung, trotz der naturräumlich attraktiven Lage des Plangebietes, nicht einge-
treten. Im übrigen Plangebiet bleibt auch nach Änderung ein Flächenangebot von ca. 7 ha
für eine Ferienhausbebauung erhalten. Das ist ein nach heutigem Ermessen ausreichendes
Potential für die zukünftige touristische Entwicklung der Stadt.

jmmissionsschutzrechtliche Belanoe

Aus der (auszugsweise) vorliegenden immissionsprognose vom TUV Rheinland aus dem
Jahre 1994 geht hervor, dass das Plangebiet ausreichend vor Lärmimmissionen geschützt
wird, wenn zur Sülzer Chaussee ein Lärmschutzwall mit einer Höhe von 2 m über GOK und
mit einem Abstand zur Straße von 10 m errichtet wird. Unter diesen Voraussetzungen kön-
nen die schalltechnischen Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete im gesamten
Plangebiet eingehalten werden. Der Lärmschutzwall ist zwischenzeitlich bereits errichtet
worden. Da die schalltechnischen Orientierungswerte seit 1994 unverändert sind bleibt zu
prüfen, ob auf der Sülzer Chaussee ein wesentlich höheres Verkehrsaufkommen zu ver-
zeichnen ist und ob der Lärmschutzwall entsprechend den Vorgaben errichtet wurde.

Zwischenzeitlich ist eine läge- und höhenmäßige Aufnahme des vorhandenen Lärmschutz-
walls durchgeführt worden. Der Abstand des Lärmschutzwalls zur Landesstraße beträgt ca.
7 m, gemessen vom Wallfuß und ca. 11 m, gemessen von der Wallkrone. Die Höhe des
Walls beträgt zwischen 2,30 m und 3,00 m, bezogen auf das westlich angrenzende Gelände.
Es kann davon ausgegangen werden, dass die Vorgaben der Immissionsprognose mit der
Realisierung des Lärmschutzwalls eingehalten wurden.

Die Entwicklung der Verkehrsmengen auf der angrenzenden Landesstraße L 181 seit erst-
maliger Aufstellung des Bebauungsplans im Jahre 1995 ist geprüft worden.

Die Verkehrsmengenkarte Mecklenburg-Vorpommern, herausgegeben vom Landesamt für
Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern weist auf der L 181 die Zählstelle 0085,
zwischen Marlow und der Ortslage Schulenberg aus. Die Zählstelle kann für die Immissions-
betrachtung zum B-Plan Nr. 3 als repräsentativ angesehen werden, da zwischen Marlow und
der Ortslage Schulenberg keine nennenswerte Änderung der Verkehrsströme zu erwarten
ist. In Auswertung der vorliegenden Verkehrsmengenkarten und nach Rücksprache mit dem
Baulastträger der Landesstraße, dem Straßenbauamt Stralsund, stellt sich die Verkehrsent-
wicklung wie folgt dar:

Jahr
1995
2000
2002

DTV Kfz-Verkehr
2.177
2.172
2.150

davon DTV Schwerverkehr
94
63
62

Seit 1995, dem Jahr der Aufstellung des Bebauungsplans, ist ein leichter Rückgang der Ver-
kehrsbelastung auf der L 181 zu verzeichnen. Die noch unbestätigten Zahlungen für das
Jahr 2005 weisen einen deutlichen Rückgang der Verkehrsmengen gegenüber dem Jahr
2002 aus.

Es kann also davon ausgegangen werden, dass das Plangebiet in ausreichender Weise vor
Verkehrslärm der L 181 geschützt ist.
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Teilaufhebunfl des Bebauunflsplans

Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans sollen Teilflächen des Ursprungsplans
aufgehoben werden. Die Teilaufhebung hat folgende Gründe:

- abweichende Realisierung des Lärmschutzwalls gegenüber den Festsetzungen des rechts-
kräftigen Bebauungsplans

- teilweise Überplanung des Grundstücks der Landesstraße L 181 als Grünfläche durch den
rechtskräftigen Bebauungsplan

- Uberplanung von bebauten Grundstücken zu Zwecken des Ausgleichs der Eingriffsfolgen
durch den rechtskräftigen Bebauungsplan

Die Festsetzungen für die Grundstücksflächen, die nicht mehr für den Lärmschutzwall benö-
tigt werden, und die bereits an private Eigentümer veräußert wurden, sollen aufgehoben
werden. Das betrifft ebenso die überplanten Teilflächen der Landesstraße L 181 sowie die
privaten Grundstücksflächen zu Zwecken des Grünausgleichs. Durch südliche Verschiebung
der geplanten Hecke wird sichergestellt, dass durch die Teilaufhebung das Flächenangebot
für die Heckenpflanzung nicht verringert wird. Der auf dem Grundstück der Landesstraße
geplante Grünstreifen kann westlich angrenzend, auf städtischen Flurstücken realisiert wer-
den.

6 FLÄCHENBILANZ

Auf der Grundlage vorliegender Planung
Gebiet

WA 1 bis WA 8
WA 1
WA 2
WAS
WA 4
WA 5
WAG
WA 7
WA 8
öffentliche Grünflächen
Verkehrsflächen
bes. Zweckbestimmung
Fußwege
öffentliche Parkfläche
Mischverkehrsfläche
Versorgungsfläche
Geltungsbereich gesamt:

ergibt sich folgende Flächenbilanz:
Flächengröße

in m2

31.470
3.863
6.325
5.474
4.272
2.678
3.015
1.350
4.493

9.645

6.295
651
1.005
4.639

129
47.539

Anteil an Gesamtfläche
in %
66,2

20,3

13,2

0,3
100

7 DURCHFÜHRUNGSRELEVANTE HINWEISE

AMasten
Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes
wie abartiger Geruch, anormale Färbung, Austritt von verunreinigten Flüssigkeiten, Ausga-
sungen oder Reste alter Ablagerungen (Hausmüll, gewerbliche Abfälle etc.) angetroffen, ist
der Grundstücksbesitzer als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten
Bodenaushubes nach § 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG9 vom
27.09.1994 (BGBI. l S. 2705), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Genehmigungsverfahrens-
beschleunigungsgesetzes vom 12.09.1996 (BGBI. l S. 1354) verpflichtet. Er unterliegt der
Anzeigepflicht nach § 42 KrW-/AbfG.
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Vorschriften zum Schutz des t/Vasse/'s
Zum Schutz des Wassers und der Gewässer ist der Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (Heizöl!) gemäß § 20 Abs. 1 des Wassergesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern in Verbindung mit §§ 19g bis 191 des Wasserhaushaltsgesetzes der unteren
Wasserbehörde des Landkreises Nordvorpommern bzw. der zuständigen Genehmigungsbe-
hörde anzuzeigen.

Kampfmittel
Es können jederzeit Kampfmittelfunde auftreten. Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten
mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdäch-
tige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit
an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitions-
bergungsdienst zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ord-
nungsbehörde hinzuzuziehen.

Bodendenkmale
Im Plangebiet werden Bodendenkmale vermutet. Wer Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile
von Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung ein öffentliches
Interesse besteht, hat dies unverzüglich anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht für den Entde-
cker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer, zufällige Zeugen, die den Wert des Ge-
genstandes erkennen. Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbehörde zu
erfolgen. Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Ver-
pflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätes-
tens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann im Benehmen mit dem zu-
ständigen Landesamt die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachge-
rechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert.

Der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde bedarf, wer
a) Denkmale beseitigen, verändern an einen anderen Ort verbringen oder die bisherige

Nutzung ändern will,
b) in der Umgebung von Denkmalen Maßnahmen durchführen will, wenn hierdurch das Er

scheinungsbild oder die Substanz des Denkmals erheblich beeinträchtigt wird.
(§7Abs.1DSchGM-V)

Bei genehmigungspflichtigen Vorhaben ersetzt die Baugenehmigung die Genehmigung der
unteren Denkmalschutzbehörde. (§ 7 Abs. 7 DSchG M-V)

bodenordnende Maßnahmen
Bodenordnende Maßnahmen werden empfohlen, soweit dadurch die Führung des Liegen-
schaftskatasters vereinfacht wird. Nach Rechtskraft der 1. Änderung und Teilaufhebung und
Teilaufhebung und Teilaufhebung des Bebauungsplans sollten Grundstücksvereinigun-
gen/Flurstücksverschmelzungen und nachfolgende Zerlegungen (Grundstücksbildung, öf-
fentliche Verkehrsf lachen, öffentliche Grünflächen, Versorgungsfläche) vorgenommen wer-
den.
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1. Einleitung

1.1. Rechtliche Intention

Seit Inkrafttreten der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates über die Prüfung der

Umweltauswirkungen von bestimmten Plänen und Programmen

(Plan-UP-RL) am 21. Juli 2001 müssen raumplanerische und

bauleitplanerische Pläne auf nachhaltige potentielle Auswirkungen

auf die Umwelt geprüft werden.

Ziel der Plan-UP-Richtlinie und damit Ziel bei der Bearbeitung einer

Umweltprüfung ist es, im Hinblick auf die Förderung einer

nachhaltigen Entwicklung ein hohes Umweltschutzniveau

sicherzustellen und dazu beizutragen, dass Umwelterwägungen

schon bei der Ausarbeitung von Plänen und Programmen

einbezogen werden. Die Umweltabwägung solle durch die Gebote

der Plan-UP-Richtlinie planungsprozessbegleitend erfolgen und nicht

nur reagieren, wie es die Eingriffsausgleichsbilanzierung im späteren

Prozess der Planung vorsieht.

Wesentliches Kernelement der Umweltprüfung ist die Erstellung

des vorliegenden Berichtes, in dem der planungsintegrierte

Prüfprozess dokumentiert ist (vgl. BÖNSEL 2003).

In der Umweltprüfung sind die voraussichtlichen erheblichen

Auswirkungen, welche durch die Durchführungen des B-Planes auf

die Umwelt auftreten können, zu beschreiben und zu bewerten. Der

Umweltbericht wird gemäß den Kriterien des Anhangs l der Plan-UP-

RL bzw. der Anlage 2 des BauGB erstellt. Er enthält die Angaben,

die vernünftigerweise verlangt werden können, und berücksichtigt

dabei den gegenwärtigen Wissensstand und aktuelle

' Veröffentlicht imAmtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L 197, S. 30ff. Wenn im
Folgenden nur von „Richtlinie" gesprochen wird, bezieht sich das auf die Plan-UP-RL.
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Prüfmethoden oder schon durchgeführte Prüfungen (HERBERT

2003).

In der Wirkungsprognose werden die einzelnen erheblichen Effekte

auf die Umweltaspekte ermittelt. Die Ermittlung der

Umweltauswirkungen erfolgt differenziert für die einzelnen

Festlegungen. Zum Abschluss der Wirkungsprognose erfolgt eine

variantenbezogene Bewertung der Auswirkungen, soweit dies

notwendig ist (HAAREN 2004).

In der abschließenden Gesamtbilanzierung der Umweltauswirkungen

werden alle Auswirkungen der vertieft geprüften Festlegungen unter

Berücksichtigung möglicher kumulativer Umweltauswirkungen

zusammenfassend betrachtet. Überdies werden Aussagen zu den

Minimiemngs- und Vermeidungsmaßnahmen getroffen sowie die

zukünftigen Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) bestimmt, für

den Fall, dass die vorbereitenden bauleitplanerischen

FestsetEungen tatsächlich umgesetzt werden und Beeinträchtig-

ungen auf die Umwelt eintreten können.

1.2. Inhalte und vorrangigste Ziele des B-Planes

Im Folgenden werden die wesentlichen Inhalte und Ziele des

aktuellen B-Planes kurz zusammengefasst. Weitergehend sei aber

auf die Ausführungen zum Entwurf des veränderten B-Planes Nr. 3

„Feriendorf Marlow" verwiesen (siehe Büro Böhm).

Wesentliches Ziel und Grund der Änderung des rechtskräftigen alten

B-Planes „Feriendorf" ist, dass vom Ferienwohnen auf dauerhaftes

Wohnen umgestellt werden soll. Der Bebauungsplan überplant dafür

eine Fläche von rd. 4,6 ha. Festgesetzt wird ein in sich gegliedertes

Wohngebiet, mit baulichen Nutzungsvorgaben aus dem Katalog der

BauNVO, aber ohne größere bauliche Einschränkungen.
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Die Erreichbarkeit des B-Planes ist über die schon gegebenen

Straßen gewährleistet. Es sind keine weiteren Erschließungs-

maßnahmen vorgesehen. Allein die Stellplätze für Abfallcontainer

werden umpositioniert.

Anpflanzungs- und Erhaltungsfestsetzungen werden aus dem alten

rechtskräftigen B-Plan weitestgehend übernommen. Der neue und

zusätzliche Versiegelungsgrad solle über eine externe

Kompensationsmaßnahme ausgeglichen werden. Die Grüne Stadt

Marlow verfügt über einen Ausgleichspool, der im Landschaftsplan

integriert wurde, und hieraus lässt sich eine entsprechende

Maßnahme (externe Kompensation) ableiten.

Schallimmissionen durch die Lärmverursachung der angrenzenden

Landesstraße sollen nach dem alten rechtskräftigen B-Plan durch

eine entsprechende Verwallung eingegrenzt sein und keine

Belästigung mehr hervorrufen . Das aktuelle Verkehrsaufkommen

wird durch das Büro „Voß und Muderack" geprüft. Sollten

Änderungen hinsichtlich Vermeidung von Lärm notwendig werden,

sind diese im Rahmen des Grünordnungspianes bzw. den darauf

gründenden Festsetzungen im B-Plan erneut vorzunehmen.

2. Prüfungsmethodik und Prüfungsumfang

2.1. Prüfungsumfang

Die aktuelle Flächenabgrenzung für die Planziele erfolgte nach

dem Grundsatz der Planungsoptimierung (STÖER 2000) und

berücksichtigte dementsprechend den aktuellen Ist-Zustand des

Raumes sowie den vorläufigen Flächennutzungsplan mit seinem

Umweltbericht, der keine erheblichen Umweltauswirkungen durch die

vorbereitende Bauleitplanung sah. Entsprechend der Vermeidung

siehe Grünordnungsplan „Feriensiedlung Marlow", erstellt von KTB GmbH, 46045
Oberhausen, Mai 1994.
3 Siehe B-Plan „Feriendorf, erstellt Beyer - Koch - Becken, Rostock, April 1995
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von Doppelprüfungen (vgt. SCHINK 2003, MALIK 2005, SCHÜLTKE et ai.

2005) wurde keine Variantenplanungen notwendig, denn diese

Problematik wurde schon in der Prüfung zum FNP abgehandelt. Es

ist also nur eine Variante Gegenstand des Planverfahrens und damit

die für diesen Umweltbericht zu prüfende Variante.

Für den vorliegenden geänderten B-Plan-Entwurf liegen

Grundlagenmaterialen wie die Umweltverträglichkeitsstudie zum

Raumordnungsverfahren für die damals gemeinsamen Projekte

Vogelpark und Feriensiedlung Marlow vor. Vermeidende

Umweltaspekte sind entsprechend in rechtskräftige Planungen zu

diesem Gebiet schon integriert. Nur die neuen Festlegungen im B-

Plan (dauerhaftes Wohnen) werden deshalb auf erhebliche

Umweltauswirkungen geprüft.

2.2. Wirkungsprognose

In der Wirkungsprognose werden die potenziell möglichen

Kategorien an raumbedeutsamen Auswirkungen auf die Schutzgüter

(Anlage BauGB) ermittelt, die durch die zu prüfenden Festlegungen

des B-Plan-Entwurfs verursacht werden können (Tab. 1). Dabei

muss zwischen raumbeutsamen anlagebedingten sowie den

betriebs- bzw. handlungsbedingten Auswirkungen unterschieden

werden (vgl. BÖNSEL & RUNZE 2004, BUNGE 2005, JACOBY & VON

ZAHN 2005).
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Tabelle 1: Auswirkungsprognose auf die einzelnen Schutzgüter

Schutzgut Auswirkungsprognose

Mensch - Erholung

anlagebedingt

handlungsbedingt

keine Beeinträchtigungen

keine Beeinträchtigungen

Flora und Fauna

anlagebedingt

handlungsbedingt

keine Beeinträchtigungen

keine Beeinträchtigungen, keine Verinselungs- oder Zerschnei-
dungseffekte

Boden - Wasser - Grundwasser

anlagebedingt

handlungsbedingt

Funktionsbeeinträchtigungen für den Boden, Grundwasserneu-
bildung kann beeinträchtigt werden

Potentielle Gefährdung von Grundwasser bei nicht ordnungsge-
maß funktionierenden Kläranlagen bzw. Missbrauch mit Gefahren-
Stoffen auf privaten Grundstücken

Klüna - Luft

anlagebedingt

handlungsbedingt

keine Beeinträchtigungen

Geringe Beeinträchtigungen durch Wärmeinsetn prognostiziert,
doch werden diese von den zahlreich vorhandenen
Ausgleichsfaktoren (Heckenstrukturen und Feuchtgebiete der
näheren Umgebung) ausgeglichen und wirken sich nicht messbar
und vor allem nicht langfristig auf dieses Schutzgut aus.

Kulturelles Erbe und Sachgüter

anlagebedingt

handlungsbedingt

Erst bei der Umsetzung von Planungen können durch das
Freilegen von schützwürdigen kulturellen Sachgütern potentielle
Gefahren für dieses Schutzgut auftreten.

keine Beeinträchtigungen
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2.2.1. Anlagebedingte Wirkungen

Die Flächeninanspruchnahme ist in erster Linie anlagebedingt. Auf

den planerisch beanspruchten Flächen kommt es zur Versiegelung

durch Uberbauung und damit zum Verlust von Bodenfunktionen also

auch zum Verlust von Biotopfunktionen für Mensch und Fauna.

Der Umweltbericht bzw. die planbezogene Umweltprüfung

konzentriert sich auf raumbedeutsame Funktionsbeeinträchtig-

ungen der Umwettschutzgüter, die durch die Veränderung der

Standortverhältnisse auftreten können.

2.2.2. Betriebs- bzw. handlungsbedingte Wirkungen

Als Betriebsbedingte- bzw. handlungsbedingte raumbedeutsame

Funktionsbeeinträchtigungen sind insbesondere Schadstoffeinträge

oder Verlärmung zu sehen - also Beeinträchtigungen für den

Menschen bzw. seine Grundbedürfnisse.

Eventuelle Auswirkungen durch Schadstoffeinträge werden im

Zusammenhang mit dem Umweltaspekt Luft betrachtet. Neben dem

Schadstoffeintrag spielen bei allen Umweltprüfungen immer die

raumbedeutsamen betriebsbedingten Verlärmungen eine

wesentliche Rolle (RUNGE 1998, BASTIAN & SCHREIBER 1999, RUNGE

2001), die bei Umsetzung der Festlegungen erwartet werden

können. Insbesondere wenn neue verkehrliche Infrastrukturen im

Rahmen dieser vorbereitenden Planungen zu erwarten wären, kann

der Verlärmung der Landschaft eine bedeutende Rolle beigemessen

werden. Dies ist nicht der Fall. Auf der L 181 nimmt der Verkehr seit

1995 zudem leicht ab. Die noch unbestätigten Zahlungen vom

Straßenbauamt Stralsund für das Jahr 2005 weisen sogar einen

deutlichen Rückgang gegenüber 2002 aus.

Jahr
1995
2000
2002

DTV Kfz-Verkehr
2.177
2.172

2.150

davon DTV Schwerverkehr

94
63
62
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Es sind demnach keine neuen betriebs- oder anlagebedingten

Beeinträchtigungen zu erwarten.

2.3. Status-quo-Prognose (Anlage -Nr. 2; Buchstabe b)

Bei der Status-quo-Prognose wird von der Nichtumsetzung der

Festlegungen ausgegangen, also im Wesentlichen vom Ist-Zustand

und der Entwicklung ohne weitere bauliche Maßnahmen.

In diesem rechtskräftigen B-Plan-Gebiet ist bislang eine Nutzung von

Ferienwohnung vorgesehen, d.h. es ist eine bauliche Nutzung schon

vorhanden.

Das bedeutet, die Entwicklung der Plan-Fläche ist auch ohne weitere

bauliche Änderungen von Wohnnutzungen und ihren dazugehörigen

Nutzungen geprägt.

Ohne die Änderungen des B-Planes werden schon jetzt die

Umweltschutzgüter beeinträchtigt bzw. wurden beeinträchtigt.

2.4. Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-
lichen Informationen (Anlagen - Nr. 3, Buchstabe a)

Durch den vorliegenden Landschaftsplan, die UVP zum

rechtskräftigen B-Plan der gesamten Fläche - Feriendorf und

Vogelpark - konnte der vorliegende Bericht auf einen bestehenden

Datenbestand zurückgreifen. Allerdings bezieht sich der

Landschaftsplan auf den gesamten Raum der Grünen Stadt

Marlow und vertritt großräumig die Grundsätze der Landschafts-

pflege, des Naturschutzes und der Erholungsvorsorge. Der

Landschaftsplan prüft nicht flächenscharf, welche Beeinträchtig-

ungen eventuelle Umsetzungen auslösen. Vielmehr prüft der

Landschaftsplan, ob die potentiellen Beeinträchtigungen

ausgleichbar und wo die Räume für Naturschutz und Erholung

nachhaltig zu entwickeln sind. So kann sich der Umweltbericht an der
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Stelle von Ausgleichspotentialen für Umweltschutzgüter auf den

Landschaftsplan stützen, aber keine Wirkungsprognosen ableiten.

Die Schwierigkeiten für den Umweltbericht liegen also darin, die

vergleichsweise detaillierten Unterlagen für einen großräumigen

und stärker generalisierten Betrachtungsmaßstab - wie im

Landschaftsplan - auf die konkreten Bereiche der örtlichen

Bauleitplanung zu reduzieren. Dennoch ist zu beachten, dass sich

die einzelnen Funktionen von Umweltschutcgütern aus der

gesamten räumlichen Betrachtung ergeben. Deshalb ist es sehr

schwierig - bis nahezu unmöglich - für die Fläche des B-Planes

Funktionsbeeinträchtigungen einzelner Schutzgüter zu prognosti-

zieren.

3. Allgemeine Umweltschutzziele

3.1. Planübergreifende Umweltschutzzlele

Nach Buchstabe e des Anhangs l der Plan-UP-RL sind die auf

internationaler oder gemeinschaftlicher Ebene oder auf Ebene der

Mitgliedstaaten festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den

Plan von Bedeutung sind, anzugeben (SCHINK 2003, SCHÜLTKE et

ai., 2005). Dadurch soll der Umweltprüfung ein Zielsystem zugrunde

gelegt werden, anhand dessen die jeweiligen Festlegungen des

Planes bewertet werden (MALIK 2005).

Unter den Zielen, die auf der Ebene der Mitgliedstaaten für den

Umweltschutz festgelegt sind und für den Plan von Bedeutung sein

können, sind sämtliche Zielvorgaben zu verstehen, die auf eine

Sicherung oder Verbesserung des Zustandes der Umwelt abzielen

und die von den dafür zuständigen Stellen in Bund und Ländern -

sowie in deren Auftrag - durch Rechtsnormen sowie durch andere

Arten von Entscheidungen festgelegt werden (UMWELTBUNDESAMT

2002). Umweltschutzziete finden sich demnach in gesetzlichen

Vorschriften (ROG, BNatSchG, LNatGMV und anderen
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umweltbezogenen Fachgesetzen) sowie in den Planwerken der

räumlichen Gesamtplanung (Landesentwicklungsplan, Regionaler

Raumordnungsplan) und der übrigen Fachressorts (z.B. Land-

schaftsrahmenplan, Forstlicher Rahmenplan). Unterschieden werden

können dabei planübergreifende und planbezogene Umwelt-

schutzziele.

Folgende Gesetze des Bundes und des Landes enthalten in Frage

kommende planübergreifende gesetzliche Vorgaben bzw.

Bewertungsmaßstäbe:

• Raumordnungsgesetz (ROG),

• Landesnaturschutzgesetz (LNatG),

•Wald- und Forstgesetz (WaldG),

• Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG).

Die entsprechenden relevanten Grundsätze, Ziele, Leitvorstellungen

bzw. allgemeinen umweltbezogenen Vorschriften aus diesen

Gesetzen sind in der Tabelle 2 (im Anhang) wiedergegeben.

3.2. Planbezogene Umweltschutzziele

Die vorgenannten gesetzlichen und planerischen übergreifenden

Zielvorgaben gelten auch für die einzelnen Umweltaspekte innerhalb

des Bebauungsplanes, was sich aus den Vorschriften und Vorgaben

des BauGB ergibt. Von einer wiederholenden Aufzählung wird

deshalb abgesehen.

Für die Umweltprüfung sind als planbezogene Umweltschutzziele

vielmehr noch die gesetzlichen Bewertungsmaßstäbe zum Schutz

des Menschen bzw. des Aspektes Wohn- und Wohnumfeldfunktion

entscheidend, die durch den Wirkfaktor Lärm beeinträchtigt werden

können. Außerdem sind die Bodenschutzfunktionen aus den

entsprechenden Gesetzesvorlagen planbezogene Umweltschutz-

ziele.
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Als ein anerkannter deutscher Grundsatz gilt, dass aus Gründen des

vorbeugenden Gesundheitsschutzes während des Tages ein

äquivalenter Dauerschailpegel von Leq(3)jag = 65 dB(A) für kein

spezifisches Plangebiet überschritten werden sollte. Dies entspricht

dem allgemein anerkannten Wert für erhebliche gesundheitliche

Belastungen und Folgeschäden.

Als Vorsorgezielwert gibt der Rat der Sachverständigen für

Umweltfragen einen Immissionsrichtwert von Leq(3)jag = 55 dB(A) an,

wobei angeführt wird, dass angesichts des heutigen Verkehrslärms

weit höhere Belastungen im Bereich um Mittelungspegel von 65

dB(A) bestehen und es erheblichen Anstrengungen bedarf, um

dieses Ziel zu erreichen (SRU 2004).

Prinzipiell verursacht der Verkehr auf den Landesstraßen, die die

Grüne Stadt Marlow durchqueren, mehr Verkehrslärm als die

Erschließungsstraße für diesen spezifischen B-Plan. Der Verkehr

auf der L 181 nimmt sogar seit 1995 ab, sodass hier keine

erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Die o. g.

Kennwerte sollten in diesem Planungsgebiet zu erreichen sein. Der

seit 1994 bestehende Lärmschutzwall im Osten des B-Plan-Gebietes

ist für diesen Zweck zu erhalten und gegebenenfalls zu pflegen, um

langfristig einen Lärmschutz zu sichern.

4. Derzeitiger Umweltzustand und Entwicklungsten-
denzen

4.1. Schutzgut Mensch - Wohn- und Wohnumfeldfunktion

Der Umweltaspekt bzw. das Schutzgut Mensch bezieht sich auf das

Leben, die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen. Im

Blickfeld ist der Mensch bzw. sein Wohnumfeld. Es werden

diejenigen Daseinsfunktionen betrachtet, die räumlich wirksam sind

und gesundheitsrelevante Aspekte beinhalten. Der Umweltaspekt

wird daher über die beiden Teilaspekte Wohn- und Wohnum-
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feldfunktion sowie Erholung und Landschaft untersucht. Das

Wohnumfeld genießt als Raum, in dem sich der Mensch in der Regel

über einen längeren Zeitraum aufhält, einen besonderen Schutz.

Wesentliche Grundlage für die Charakterisierung des

Betrachtungsraumes bildet die Struktur der Ftächennutzung (also die

Art der bestehenden und geplanten Bauflächen). Demnach stellt sich

der Betrachtungsraum als Wohnraum dar, was auch im FNP als

Verdichtungsraum konzipiert war. Der Verdichtungsraum soll dabei

die Zersiedelung vermeiden, um den weiteren Erholungsraum - also

die nähere Umgebung - von Beeinträchtigungen frei zu halten.

Prägend für die Struktur des Betrachtungsraumes ist die ländliche

Umgebung mit vielen kleinen strukturreichen Landschaftselementen.

4.2. Schutzgut Mensch - Erholung und Landschaft

Die Grüne Stadt Marlow ist zu überwiegenden Teilen durch eine

strukturreiche Kulturlandschaft geprägt, weshalb Entspannung

und Erholung für Einwohner und auch neue Einwohner selbst bei

dieser Erweiterung problemlos möglich ist.

Das Landschaftsbild ist durch die Landnutzung gereift und wird bei

der Landschaftsbildbewertung im Landschaftsplan als mittelmäßig

ausgeprägtes Tätigkeitsschön klassifiziert. Nicht durch Landnutzung

überformte Bereiche gibt es kaum noch. Mit Landnutzung ist auch

die bauliche Nutzung gemeint, die als Kunstschön betitelt wurde.

Im Prüfungsraum sind keine Schutzgebietskategorien von

nationaler oder internationaler Bedeutung berührt oder tangiert.

4.3. Schutzgut - Flora und Fauna

In der Grünen Stadt Marlow sind einige geschützte Biotope zu

finden, so auch angrenzend an den spezifischen Planungsraum:

naturnahe Feldgehölze und Hecken; naturnahe Sümpfe.

Hervorzuheben ist die Heckenstruktur der Umgebung, die wichtige
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Lebensräume für zahlreiche Pflanzen und Tierarten darstellt und eine

ausgleichende Funktion auf das Mikroklima des Planungsraumes

ausübt. Der Planungsraum selbst ist aber nicht von solchen

Strukturen geprägt.

4.4. Schutzgut- Boden - Wasser- Grundwasser

Boden im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist

die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger von im BBodSchG

2 Abs. 2 genannten Bodenfunktionen (natürliche Funktionen,

Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte,

Nutzungsfunktionen) ist. Zum Boden gehören nach BBodSchG § 2

Abs. 1 neben den festen Bestandteilen die flüssigen Bestandteile

(Bodenlösung) und die gasförmigen Bestandteile (Bodenluft). Im

Sinne des Bodenschutzes wird Boden auch als Untergrund,

Lagerstätte, Ablagerungsfläche sowie als Standort für bestimmte

Nutzungen (z. B. Landwirtschaft, Siedlungsflächen) verstanden.

Derartige Nutzungs- und Standortfunktionen stellen jedoch keine

Umweltbelange bzw. Umweltschutzfunktionen im engeren Sinn dar.

Daher wird bei der folgenden Ermittlung von Umweltauswirkungen

der Boden als ökologisches, belebtes Medium angesprochen. Das

heißt, dass bei der zu prüfenden Raumanalyse und

Auswirkungsprognose nur die Bodenfunktionen im Sinne von § 2

Abs. 2 BBodSchG zugrunde gelegt werden.

Der Bodentyp, der den Planungsraum bestimmt, entspricht sandigen

bis sandig lehmigen Kolluvisolen, die durch historische

anthropogene Tätigkeiten, Siedlungs- und Landnutzungsstrukturen

entstanden sind.

Die Regelfunktionen des Bodens betreffen den Wasser- und

Stoffhaushalt, indem sie als Filter, Puffer und Transformator von

Schadstoffen dienen oder hinsichtlich dieser Funktionen besonders

anfällig sind (BASTIAN & SCHREIBER 1999). Diese Funktionen könnten
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durch handlungsbedingte Beeinträchtigungen gestört werden, was

bei der Umweltüberwachung zu berücksichtigen ist.

Der topographische Anstieg des Betrachtungsraumes aus einer

Senkenlage und der gleichzeitige Abfluss des Grund- und

Niederschlagswassers in diese Senke sind bei der Betrachtung von

potentiellen Gefahren zu berücksichtigen.

Hauptverursacher von flächenhaften Grundwasserbeein-

trächtigungen ist und bleibt allerdings die Landwirtschaft und nicht

die bauliche Nutzung, die entsprechend den apodiktischen

Regelungen von Abwasserbeseitigung, Regenrückhaltung usw.

eigentlich keine Beeinträchtigungen mehr verursacht (vgl. REICHHOLF

1996, BASTIAN & SCHREIBER 1999, REICHHOLF 2006).

4.5. Schutzgut- Klima und Luft

Das Klima eines Ortes oder einer Landschaft beschreibt die

Gesamtheit aller meteorologischen Zustände und Vorgänge während

eines längeren Zeitraumes. Als Bioklima wird die Summe aller auf

lebende Organismen wirkenden Faktoren des Klimas bezeichnet. Im

Folgenden wird insbesondere das Bioklima mit den Faktoren

betrachtet, die den Menschen in seiner Gesundheit, Leistungs-

fähigkeit und seinem Wohlbefinden beeinflussen. Lufthygienische

Aspekte sind ebenfalls unter dem Schutzgut zu behandeln.

Das Klima kann in unterschiedlichen horizontalen Maßstäben

untersucht werden. Das Makroklima bezieht sich beispielsweise auf

Länder und Klimazonen, das Mesoklima auf Gebiete mit bis zu

100km Ausdehnung (das ebenfalls hierunter fallende Lokalklima

beschreibt die klimatischen Besonderheiten auf einer Fläche von

etwa 100 m bis 10 km Ausdehnung) und das Mikroklima - das

Kleinstklima besteht im Einflussbereich einer Pflanze oder

kleinräumigen Geländemulde.
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Die Bestandserfassung des Umweltaspektes Klima erfolgt bei

Umweltprüfungen in der Regel durch eine allgemeine Beschreibung

des Mesoklimas. Die Maßstabsebenen des Makroklimas und des

Mikroklimas werden sinnvollerweise nicht betrachtet.

Der Umweltaspekt Luft umfasst die Atmosphäre der Erde und ihre

lufthygienisch relevanten Eigenschaften. Die lufthygienisch

relevanten Eigenschaften können durch Schadstoffbelastungen

beeinträchtigt werden. Da sich diese Bauleitplanung nicht mit

Schadstoffbelastenden Gewerben beschäftigt, wird dieser

Umweltschutzaspekt im Folgenden nicht weiter berücksichtigt.

4.6. Schutzgut - Kulturelles Erbe und Sachwerte

Steinwerkzeuge, die sich beispielsweise bei Revitalisierungen von

Feldsöllen oder Abgrabungen im Rahmen von Baumaßnahmen

finden lassen, beweisen, dass die Gegend der Grünen Stadt Marlow

schon zur Steinzeit besiedelt war.

Als Bodendenkmäler unmittelbar geschützt können allerdings nur die

kulturellen Sachgüter sein, die auch bekannt sind - also über der

Erdoberfläche sichtbar vorliegen. Dem Landesamt für

Bodendenkmalpflege explizit bekannte Fundstellen sind im

Flächennutzungsplan gekennzeichnet. Hierfür gelten die

Bestimmungen des DSchG M-V, wonach es Bodendenkmäler gibt,

die grundsätzlich nicht überbaut werden dürfen, und

Bodendenkmäler, die mitAusnahmegenehmigung eventuell überbaut

werden können. Solche Bereiche sind für diesen spezifischen

Planungsraum vorerst nicht ausgewiesen, weshalb schon in einigen

Teilen begonnen wurde, das Feriendorf im rechtskräftigen B-Plan

umzusetzen. Die damalige UVP4 zum Feriendorf ergab keine

Beeinträchtigungen von potentiellen Bodendenkmälern und auch auf

4 UVP zum B-Plan „Feriensiedlung Marlow", erstellt von KTB GmbH, 46045 Oberhausen,
1994.
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topographische Strukturen, die auf Bodendenkmäler schließen

lassen, wurde nicht hingewiesen.

Bei der frühzeitigen Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange hat

das Landesamt für Kultur- und Denkmalpflege allerdings darauf

hingewiesen, dass in diesem Planungsraum mit Bodendenkmälern

zu rechnen ist. Die Behörde begründete seine Annahme mit den

topographischen Verhältnissen, die auf historische Siedlungs-

Strukturen schließen lassen. Tatsächlich ist der gesamte weitere

Raum des Planungsgebietes in Richtung Osten und Westen von

solchen topographischen Gegebenheiten geprägt, die auf historische

Siedlungsstrukturen beruhen können. Deshalb werden diese

spezifischen topographischen Strukturen örtlich untersucht.

Für die übrigen kulturellen Sachgüter - wie Steinwerkzeuge, die bei

Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden können, gelten die

Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die Untere

Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund

und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder

beauftragten des Landesamtes für Bodendenkmalpflege in

unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf

Werktage nach Zugang der Anzeige.

5. Prüfung der Umweltauswirkungen
(Wirkungsprognose - Beschreibung und Bewertung)

5.1. Schutzgut Mensch - Wohn- und Wohnumfeldfunktion

Bei der Bewertung von Immissionsauswirkungen durch das Wohnen

und das Wohlbefinden wird auf eine rechnerische Ermittlung der

durch das Vorhaben zu erwartenden Lärmimmissionen verzichtet, da

es sich ausschließlich um Wohnen handelt und keine

Gewerbetreibenden Einrichtungen. Auf das Schutzgut Mensch sind

keine Beeinträchtigungen zu erwarten, auch nicht auf die

umliegenden Landschaftselemente.
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Das Wohnumfeld wird durch die wenigen Verdichtungsakzente für

Wohnraum im Sinne eines reinen Wohngebietes nicht maßgeblich

verändert, sondern eben nur verdichtet. Das positive Wohnumfeld

bzw. das diesbezügliche Schutzgut - Mensch - ist weder anlage-

noch handlungsbedingtvon Festsetzungen des B-Plans betroffen.

5.2. Schutzgut Mensch - Erholung und Landschaft

Im Raum, der durch den Umweltbericht zu überprüfen ist, sind keine

der oben genannten Schutzgebiete oder geschützten Biotope

sowie Geotope anläge- oder handlungsbedingt betroffen.

Die Erholung für den ortsansässigen Erholungssuchenden sowie für

Touristen ist durch diese Bauleitplanung nicht gefährdet - es sind

ebenfalls keine kumulativen Wirkungen auf dieses Schutzgut Mensch

bzw. die Erholung und die Landschaft zu erwarten, da der

überwiegende Flächenanteil schon einer Bebauung unterliegt und

hierzu ergänzt wird.

5.3. Schutzgut - Flora und Fauna

Durch die zusätzliche Bebauung und Versiegelung (anlagebedingte

Auswirkungen) sind keine naturnahen Biotope oder besonders

schutzwürdige Arten und Biotope betroffen. Es werden sich ferner

keine negativen Auswirkungen auf die Biotopausstattung und das

Artengefüge im übergeordneten Raum ergeben. Die durch den

Verlust von Vegetationsflächen, welche kurzrasige und artenarme

Flächen sind, hervorgerufenen Auswirkungen auf die örtlichen Arten-

und Lebensgemeinschaften sind als nicht erhebliche

Umweltauswirkungen zu bewerten. Vielmehr wirkt sich die

Versiegelung auf andere im Naturhaushalt immanente Funktionen

aus, die aber ausgleichbar sind.

Es ist überdies davon auszugeben, dass sich sowohl anläge- als

auch handlungsbedingt einige Arten aufgrund der baulichen
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Umsetzungen hier neu einfinden werden (vgl. dazu die

Untersuchungen von ZUCCHI 1999, JEDICKE 2000, JUNKER-

BORNHOLDT & SCHMIDT 2000). Andererseits sind Arten durch

anthropogene Gegenmaßnahmen schnell wieder in ihrer Existenz

gefährdet - und deshalb heute in ganz Europa ebenfalls hochgradig

gefährdete Arten - wie beispielsweise die Mehlschwalbe (WITT et ai.

1996). Für diese beschriebene Problematik - die lange bekannt ist -

hat der europäische Gesetzgeber bislang keine Regelung getroffen

(BÖNSEL & HONIG 2001), weshalb dieses nicht im Umweltbericht

berücksichtigt wird.

Zerschneidungs- oder Verinselungseffekte, die lokale

Populationen betreffen, sind ebenfalls nicht zu erwarten, da sich

die Planung auf schon bebaute Bereiche bzw. deren nähere

Umgebung bezieht und sich die dort lebenden Arten mit ihren lokalen

Populationen an diese Störungen längst angepasst haben.

5.4. Schutzgut - Boden - Wasser- Grundwasser

Grundwassernahe Böden werden im Planungsraum nicht berührt.

Dennoch werden dem Schutzgut Boden neue anlagebedingte

Beeinträchtigungen zukommen. Durch Neuversiegelungen treten

Funktionsverluste auf, die bei Umsetzung der Planung nicht

vermeidbar sind. So wird - wenn auch auf einer geringen Fläche -

durch die Neuversiegelung die Grundwasserneubildung

eingeschränkt.

Nach derzeitigem Kenntnisstand wird es jedoch nicht zu

erheblichen Gefährdungen für die Umwelt bzw. das Schutzgut

Wasser kommen.

5.5. Schutzgut- Klima und Luft

Der Bebauungsplan sieht eine Verdichtung von bestehenden Wohn-

bzw. Ferienhäusern vor. Hierdurch sind keine handlungs- und
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anlagebedingten erheblichen Auswirkungen auf den

Umweltaspekt Bioklima bzw. den Menschen in seiner Gesundheit,

Leistungsfähigkeit und seinem Wohlbefinden beeinträchtigenden

Wirkungen zu erwarten.

Von neu entstehenden Wärmeinseln (handlungsbedingte

Beeinträchtigungen) sind ebenfalls keine gravierenden bzw.

erheblichen negativen Auswirkungen zu prognostizieren.

Das heißt, dass durch die neu entstehende Wohnnutzung durchaus

neue Wärmeinseln und somit geringfügige Änderungen der

mikroktimatischen Situation entstehen können, diese aber durch die

vorhandenen Ausgleichsfaktoren (Heckenstrukturen und

Feuchtgebiete) sofort kompensiert werden und sich deshalb nicht

messbar auf das Mesoklima auswirken.

5.6. Schutzgut - Kulturelles Erbe und Sachwerte

Lokalitäten mit bekannten kulturellen Erben und kulturellen

Sachwerten sind ganz bewusst nicht überplant, um dieses Schutzgut

nachhaltig zu sichern. Nun verweisen die topographischen

Gegebenheiten des mittel- und unmittelbaren Planungsraumes aber

auf historische Siedlungsstrukturen, die nach dem DSchG zu

erhalten wären.

Die Überprüfung der aktuellen Topographie ergab, dass diese

gegenüber den kartographischen Aussagen stark verändert ist, was

eventuell im Zuge der Bebauung von schon bestehenden Wohn-

bzw. Feriengebäuden eintrat. Es ist demnach davon auszugeben,

dass potentielle Bodendenkmäler beseitigt oder zumindest durch

Erdarbeiten überprägt wurden.

Beeinträchtigungen können deshalb anlagebedingt auftreten, d.h.

im Zuge von weiteren Erdarbeiten. Handlungsbedingte Auswirk-

ungen auf dieses Schutzgut entstehen nicht.
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6. Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und
Ausgleich von negativen Auswirkungen (Anlagen -
Nr. 2, Buchstabe c)

Vorkehrungen zur Vermeidung und Minimierung sind im

vorliegenden bauleitplanerischen Betrachtungsmaßstab in erster

Linie auf die Minimierung der Inanspruchnahme von Flächen

durch Versiegelung auszurichten. Diese Vorkehrungen hat der

Bebauungspian getroffen.

Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung der

handlungsbedingten Auswirkungen wie Lärm-, oder Schadstoff-

emissionen sind für diese Bauleitplanung nicht nötig.

Maßnahmen für Klimaschutzfunktionen werden ebenfalls nicht

notwendig, da die Beeinträchtigungen zu gering sind, sich aufs

Mesoklima auszuwirken und mögliche Veränderungen des

sommerlichen Mikroklimas, was sich nur für den einzelnen Anwohner

bemerkbar macht, wird durch vorhandene Landschaftsstrukturen

sofort ausgeglichen.

Die übrigen Schutzgüter werden ebenfalls nicht nachhaltig und

erheblich beeinflusst, und die Versiegelung wird im Rahmen des

Grünordnungsplanes ausgeglichen.

7. Beschreibung der Uberwachungsmaßnahmen
(Anlagen - Nr. 3, Buchstabe b)

Nach Art. 10 der Plan-UP-RL sind die erheblichen Auswirkungen

auf die Umwelt bei Durchführung des Plans zu überwachen.

Monitoring (also Überwachung) braucht aber nur dort stattfinden,

wo erhebliche Beeinträchtigungen zu erwarten sind oder nicht

endgültig im Bericht abzuschätzen waren (BALLA 2005, BUNZEL 2005,

RößLlNG 2005).

Für sonstige Umweltüberwachungen kommen nach dem BNatSchG

und LNatSchG die zuständigen Fachbehörden auf, weshalb für die
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allgemeine Überwachung der Umwelt keine separaten Regelungen

durch die Kommune zutreffen sind (vgl. Umweltamt Friedrichs-

hafen SCHÜLTKE et ai., 2005).

Die Umsetzung des Ausgleichs von Eingriffen in Natur und

Landschaft durch den entsprechenden Grünordnungsplan sollte

hingegen kontinuierlich vom Bauträger und Kommune überwacht

werden, d.h. auch die Einhaltung von möglichen Pflegemaßnahmen

bei entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen wie Hecken oder

Kieingewässer anlegen. Außerdem sind die nicht endgültig

abzuschätzenden Auswirkungen auf potentielle Bodendenkmäler von

der Kommune zu überwachen. Potentielle Bodendenkmäler

können bei Erdarbeiten beeinträchtigt werden, d.h. an dieser Stelle

muss die Überwachung greifen. Werden hierbei tatsächlich

Bodendenkmäler aufgedeckt, ist das Landesamt für Kultur- und

Denkmalpflege sofort in Kenntnis zu setzen und das weitere

Verfahren im Einvernehmen zu regeln.

Die Umweltüberwachungen der übrigen nicht direkt betroffenen

Schutzgüter wird von übergeordneten Behörden im Sinne des

allgemeinen Umweltmonitorings wahrgenommen (ZAHN 2005;

HEUSER 2003, Louis 2003, BURMEISTER 2004, BÖNSEL 2005) und

zwar für die folgenden konkreten Bereiche:

• Flora und Fauna

• Boden

•Wasser bzw. Grundwasser

• Klima

Für diese Schutzgüter wird keine direkte oder kumulative

Beeinträchtigung . angenommen, weshalb keine weiteren

Monitoringkonzepte vorgeschlagen werden.

PfaU - Planung für alternative Umwelt - Dr. BÖNSEL & RUNZE - GbR 22



Umweltprüfung zur ersten Änderung B-Plan Nr. 3 „Feriendorf"

8. Allgemein verständliche Gesamtbilanzierung
(Anlagen - Nr. 3, Buchstabe c)

Das Erreichen der planübergreifenden Umweltschutzziele - wie

Schutz und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen oder

das Einrichten eines Europäischen ökologischen Netzes "Natura

2000" wird durch die Umsetzung des Bebauungsplanes nicht

beeinträchtigt.

Erhebliche anläge- oder handlungsbedingte Auswirkungen auf

einzelne Umweltschutzgüter sind nicht zu erwarten. Für die

einzelnen Umweltaspekte wurden die jeweiligen Auswirkungen

semiquantitativ ermittelt. Sofern keine Prüfung nötig war, wurde dies

ausführlich begründet.

Anderweitige Pianungsmöglichkeiten, um die mit dem B-Plan

verfolgten Ziele zu erreichen, liegen nicht vor (keine

Variantenprüfung). Warum keine Variantenprüfung durchgeführt

wurde, ist detailliert besprochen und hängt mit den allgemeinen

Grundsätzen der Raumordnung und vorbereitenden Bauleitplanung

dem Flächennutzungsplan der Grünen Stadt Marlow - zusammen.

Durch die Planung sind auf versiegelten Flächen geringe

Funktionsverluste und Funktionsbeeinträchtigungen im Natur-

haushält zu erwarten. Diese Beeinträchtigungen lassen sich durch

gezielte örtliche Ausgleichsmaßnahmen kompensieren (Grün-

ordnungsplan).

Wechselwirkungen oder überörtliche Beeinträchtigungen gehen von

dieser Bauleitplanung nicht aus, dazu ist die Flächenbeanspruchung

bzw. sind die dadurch hervorgerufenen Funktionsbeeinträchtigungen

zu gering - sämtliche Störungen werden durch die Vielzahl von

vorhandenen Ausgleichsfaktoren rasch kompensiert, bevor sie

kumulativ und großräumig auf Umweltschutzgüter wirken könnten.

Aus Sicht des Umweltschutzes handelt es sich somit bei dieser

einzigen Variante um eine umweltverträgliche Planungsvariante.
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Tabelle 2: Planübergreifende Umweltschutzziele gemäß den
gesetzlichen Vorgaben

Quelle Umweltschubziel

Raumordnmigsgesetz

Grundsätze

§ 1 Abs. 2 RÜG

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 ROG

§ 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG

§ 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG

Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung, die die
sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen
äkologischen Funktionen in Einklang bringt. Schutz und
Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen.

Eine ausgewogene Siedlungs- und Freiraumstruktur ist zu
sntwickeln. Die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes im
besiedelten und unbesiedelten Bereich ist zu sichern.

Die großräumige und übergreifende Freiraumstruktur ist zu
erhalten und zu entwickeln. Wirtschaftliche und soziale Nutzungen
des Freiraums sind unter Beachtung seiner ökologischen Funk-
tionen zu gewährleisten.

Natur und Landschaft, einschließlich, Gewässer und Wald sind
dauerhaft zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln. Naturgüter,
insbesondere Boden und Wasser, sind sparsam und schonend in
Anspruch zu nehmen.

Mecklenburgisches Naturschutzgesetz

Ziele

§ 1 LNatG Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und
als Lebensgrundlage des Menschen im besiedelten und
unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen und zu
entwickeln, dass 1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts, 2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 3. die Tier- und Pflanzenwelt
einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sowie 4. die
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur
und Landschaft auf Dauer gesichert sind.

Grundsätze

Verkehrs- und Versorgungseinrichtungen sowie Siedlungen und

Bauten werden im Rahmen ihrer Zweckbestimmung so geplant und
gestaltet, dass sie möglichst wenig Fläche außerhalb im Zusam-
menhang bebauter Ortsteile in Anspruch nehmen und insbe-
sondere die Lebensräume und Wanderwege von Tieren sowie die
Gestalt und Nutzung der Landschaft möglichst wenig beein-
trächtigen.

Errichtung des Europäischen ökologischen Netzes "Natura 2000"
ist zu fördern. Sein Zusammenhalt ist zu wahren und, auch durch
die Pflege und Entwicklung eines Biotopverbunds, zu verbessern.

Wald- und Forstgesetz

Grundsätze

WaldG

Vorschrift

Wald ist u. a. wegen seiner Bedeutung für die Umwelt,
insbesondere für die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des
Naturhaushaltes, das Klima, den Wasserhaushalt, die

Reinhaltung der Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbitd,
die Agrar- und Infrastruktur und die Erholung der Bevölkerung
(Schutz- und Erholungsfunktion) in seiner Fläche und räumlichen
Verteilung zu erhalten und erforderlichenfalls zu mehren.



Quelle

WaldG

Umweltschutzziel

Funktionen des Waldes sind bei Planungen öffentlicher Vorhaben
angemessen zu berücksichtigen.

Bundesünmissionsschutzgesetz

Zieie und Grundsätze

§§1,3BlmSchG

§ 1 BlmSchG

§ 50 BlmSchG

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre
sowie Kultur- und sonst. Sachgüter sind vor schädlichen
Umwelteinwirkungen, d.h. Immissionen, die geeignet sind,

Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen
herbeizuführen, zu schützen.

Das Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen ist vorzu-
beugen.

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von
schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie
96/82/EG in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf
die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie
möglich vermieden werden.


